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Frankfurt/Main Die Piratenpartei Hessen bedauert die Entscheidung des hessischen Staatsgerichtshofes, die umstrittenen
Wahlcomputer der Firma NEDAP wider Erwarten doch zur Landtagswahl zuzulassen.

Wie der hessische Staatsgerichtshof am 23.01.08 bekannt gab, dürfen bei der Landtagswahl am kommenden Sonntag die
Wahlgeräte der Typen ESD1 und ESD2 der niederländischen Firma NEDAP eingesetzt werden. In der Begründung
verwies der Staatsgerichtshof darauf, dass eine Entscheidung erst im Wahlprüfungsverfahren nach der Wahl möglich sei,
da die Verletzung der Amtlichkeit und Öffentlichkeit der Wahl keine Grundrechte seien, die in der hessischen
Verfassung verbürgt sind. „Wir halten die mangelnde Transparenz, die dem Wahlprozess mit Wahlcomputern zu eigen
ist, für nicht hinnehmbar und unterstützen den CCC bei seinem Aufruf Wahlbeobachter zu entsenden [1], um bei
Unregelmäßigkeiten die Wahl als solches anzufechten. Die Ablehnung einer Eilsache greift einer
Hauptsachenentscheidung nicht vor. Wir werden weiter die Mängel im Umgang mit Wahlcomputern aufdecken und
gegen diese naive Technikfreundlichkeit der aktuellen Landesregierung vorgehen,“ so Thorsten Wirth, Vorsitzender der
Piratenpartei in Hessen.

Mit Hilfe des CCC hatte die Informatikerin Nicole Hornung am 04.01.2008 einen Antrag auf einstweilige Anordnung
eingereicht, um den Einsatz von Wahlcomputern bei der Landtagswahl zu verhindern, nachdem der Landeswahlleiter
dem Einsatz der Maschinen unter Verschärfung der Auflagen am 03.01.2008 zugestimmt hatte. Sie bemängelte neben
der fehlenden Öffentlichkeit der Wahlhandlung in ihrem Antrag vor allem auch den Mangel der Nachprüfbarkeit sowie
die unzulässige Mischverwaltung bei der Zulassung der Geräte, die gegen Art. 30 GG verstößt. Außerdem könne ein
Wahlvorstand weder die tatsächliche Übereinstimmung des eingesetzten Wahlcomputers mit der Musterbauart
vornehmen noch die Überprüfung der korrekten Funktionsweise der Software selbst, da diese nach §6
desInformationsfreiheitsgesetzes noch nicht einmal durch die Wahlkommission eingesehen werden dürfe, mit der
Begründung, es handele sich um ein Geschäftsgeheimnis des Herstellers, das nicht offengelegt werden muss.

"Wir erwarten, dass das die Bauartzulassung für die Wahlcomputer vom Bundesverfassungsgericht im Wahleinspruch
von Ulrich Wiesner zur Bundestagswahl 2005 wegen der Verwendung derselben Wahlcomputer für gesetzeswidrig
erklärt wird und der Gesetzgeber in die gesetzlichen Schranken verwiesen wird, die durch das Bundeswahlgesetz und das
Grundgesetz gegeben sind", so wird Thorsten Wirth weiter zitiert.

[1] https://berlin.ccc.de/wiki/Wahlbeobachtungen
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Portrait

- Die hessischen PIRATEN -
Die Piratenpartei tritt in Hessen am 27. Januar zur Landtagswahl an und wird bei Einzug in den Landtag alles daran
setzen Studiengebühren umgehend abzuschaffen.
Die Piratenpartei (PIRATEN) beschäftigt sich mit den entscheidenden Themen des 21. Jahrhunderts. Die Politik ist
Ideen- und Inhaltslos geworden und erweckt bei Herausforderungen einen hilflosen Eindruck. Sie muss sich der
Desinformation bedienen um verfassungs- und datenschutzrechtlich bedenkliche Maßnahmen durchzusetzen. Die
Volksparteien in Deutschland streben zielgerichtet danach den gläsernen Bürger zu schaffen. Von Bundestrojaner und
Rasterfahndung, über Vorratsdatenspeicherung, einheitliche Steuer-ID und Schüler-ID und der Anti-Terror-Datei bis hin
zur angeblich freiwilligen elektronischen Gesundheitskarte wird überall an der Durchsichtigkeit der Bürger gearbeitet.
Diese Maßnahmen sind bereits Fakt, schon beschlossen oder werden vorangetrieben.
Der uralte Traum, alles Wissen und alle Kultur der Menschheit zusammenzutragen und heute und in der Zukunft
verfügbar zu machen, ist durch die rasante technische Entwicklung in greifbare Nähe gerückt. Die derzeitigen
Bedingungen des Urheberrechts beschränken jedoch das Potential der aktuellen Entwicklung, da sie auf veraltetem
Verständnis von sogenanntem "geistigem Eigentum" basieren, welches der angestrebten Wissens- oder
Informationsgesellschaft entgegen steht.
Wir lehnen Patente auf Lebewesen, auf Geschäftsideen und auch auf Software einhellig ab, weil sie die Entwicklung der
Wissensgesellschaft behindern, weil sie gemeine Güter ohne Gegenleistung und ohne Not privatisieren und weil sie kein
Erfindungspotential besitzen.
Die Bürger haben ein Recht auf Wissen und korrekte Informationen. Gerade dort wo die Zukunft der Bürger
geschmiedet wird, sollte die Transparenz der Entscheidungen und ihrer Entscheidungsgrundlagen oberstes Gebot sein.
Dafür stehen die PIRATEN ein. Mit Wissen und Transparenz und einer Politik, die informiert anstatt verschleiert,
wollen die PIRATEN die Zukunft mitgestalten.

Weitere Informationen zur den hessischen PIRATEN finden Sie im Internet unter: www.piratenpartei-hessen.de
www.klarmachen-zum-aendern.de
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